Rat der Europäischen Union

Der Rat der Europäischen Union, auch Ministerrat genannt, ist die Legislative der Europäischen Union und gleichzeitig auch das eigentliche Entscheidungszentrum in der Gemeinschaft. Der Rat ist das politische Organ mit den meisten Kompetenzen innerhalb der Union. 

Aufgaben und Ziele 

Der Rat ist das Bindeglied zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten. Er besteht aus je einem Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten. Diese handeln nicht allein als Gemeinschaftsorgan, sondern sind auch an das jeweilige innerstaatliche Recht gebunden. 

Der Rat der EU beschließt alle wesentlichen Rechtsakte der Europäischen Union. Jedoch kann er nur auf Vorschlag der Europäischen Kommission entscheiden. Die vom Rat der EU erlassenen Verordnungen gelten dann in den Mitgliedstaaten wie Gesetze. 

Der Rat fördert mit seinen Maßnahmen vor allem im Bereich Binnenmarkt und Marktfreiheit über die Einhaltung der Vertragsziele, sorgt für eine Kohärenz außenpolitischer Maßnahmen und setzt sich durch die Annahme gemeinsamer Standpunkte für ein größeres Zusammenwirken der Mitgliedstaaten ein. 

Entscheidungsverfahren

Abhängig von ihrer Bedeutung finden Abstimmungen im Rat mit verschiedenen Mehrheitsanforderungen statt. 

1. Beschlüsse mit einfacher Mehrheit 

Jeder Mitgliedstaat verfügt über eine Stimme. Eine Angelegenheit gilt dann als beschlossen, wenn die Mehrheit der Mitgliedstaaten zustimmt. Dieses Beschlussverfahren wird jedoch nur bei sehr wenigen Entscheidungen zum Tragen, etwa bei der Abstimmung von Tagesordnungen. 

2. Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit 

Die qualifizierte Mehrheit - also eine von 50 Prozent abweichende Mehrheit, die es zuvor festzulegen gilt - wird in den meisten Fällen angewendet. Hier wird die politische und wirtschaftliche Gewichtung der Mitgliedstaaten berücksichtigt. Dabei gilt: Je größer die Bevölkerung eines Landes, desto mehr Stimmen hat das Land im Ministerrat. 

3. Beschlüsse einstimmiger Art 

Bei Beschlüssen, die der Einstimmigkeit unterliegen, müssen alle Mitglieder einem Rechtsakt zustimmen. Ausgenommen sind Enthaltungen. Dieses Verfahren kommt nur bei essentiellen Fragen zum Tragen.

